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desagentur nicht abzudecken sind, und sie ist auf-
gerufen, eigene fachliche Ressourcen für ein der-
artiges Konzept und für dessen Begleitung bereit-
zustellen. Ich kann Ihnen dafür zwei konkrete Bei-
spiele nennen. Nutzen Sie die Qualifizierungsbera-
ter, um mit den Unternehmen und der Arbeitsagen-
tur den Bedarf und die fachliche Umsetzungsstra-
tegie für Weiterqualifizierung im großen Maßstab zu 
entwickeln. Bauen Sie die von der Landesregierung 
leider nicht mehr geförderten Beratungs- und Be-
schäftigungsangebote für Arbeitslose oder von Ar-
beitslosigkeit bedrohten Menschen jetzt gemeinsam 
mit den Trägern aus. Wir werden beides brauchen, 
Hilfe für die Unternehmen und deren Arbeitnehmer 
im Falle von Kurzarbeit ebenso wie Qualifizierungs-, 
Beschäftigungs- und Beratungsangebote außerhalb 
der Unternehmen. Dies sind nur zwei Beispiele für 
konkretes Handeln, der Europäische Sozialfonds 
lässt viel mehr zu. 
 
Ein weiterer Gedanke: Wir sollten in diesem Zusam-
menhang alles dafür tun, dass die Ausbildungsbe-
reitschaft der Unternehmen in der Krise nicht zu-
rückgeht. Antizyklisches unternehmerisches Verhal-
ten ist erforderlich und im eigenen Interesse der Un-
ternehmen angebracht, auch wenn dies nicht aus-
drücklich Bestandteil unseres Antrags ist, sollte die-
ser Aspekt bei dem zu entwickelnden Konzept mit 
beachtet werden. Der Erhalt und die qualitative Ver-
besserung der jetzigen Ressourcen an Fachkräf-
ten für die Thüringer Wirtschaft sind ebenso wichtig 
wie die Sicherung des künftigen Fachkräftenach-
wuchses. In jedem Fall aber gilt: Schluss mit dem 
Abwarten, Schluss mit dem Irrglauben an die Selbst-
heilungskräfte der Marktwirtschaft und endlich rein 
in die landespolitische Verantwortung. In diesem Sin-
ne bitte ich Sie um Zustimmung zu unserem Antrag. 
Es ist keine weitere Zeit zu verlieren. Vielen Dank. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen 
mehr vor. Doch, Entschuldigung, Abgeordneter Gün-
ther für die CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Günther, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, danke, dass Sie mich 
doch noch aufgerufen haben. Liebe Kolleginnen, lie-
be Kollegen, ich denke, in einer Sache sind wir uns 
vollkommen einig. Die aktuelle Krise ist die schwer-
wiegendste Finanzmarktkrise seit der Weltwirtschafts-
krise im Jahr 1929. Sie stellt eine große politische 
Herausforderung dar. Es gilt, die Krise mit geeigne-
ten Maßnahmen zu bewältigen und vorzubeugen, um 
solche Krisen in Zukunft zu verhindern. Uneinig sind 
wir uns über die geeigneten Mittel zur Bekämpfung 

der Krise. Wir wollen die Krise schnell und effektiv 
bekämpfen, Sie benutzen die Krise als Bühne für Ihre 
alten Forderungen. Liebe Kolleginnen und Kollegen 
der Opposition, auch wenn Sie sich dauernd wie-
derholen, Ihre Vorschläge werden dadurch nicht bes-
ser. 
 
Herr Huster, richtig, wir stehen vor Veränderungen, 
da gebe ich Ihnen recht. Davon bin ich überzeugt, 
aber ich bin überzeugt davon, wir stehen natürlich 
vor positiven Veränderungen. Welches Ausmaß aber 
die Krise in den nächsten Monaten noch erreichen 
wird, das, glaube ich, können wir alle so pauschal 
nicht beurteilen. Dass eine Finanzkrise so schnell 
und teilweise sicher auch nachhaltig auf die Wirt-
schaft übergreift, ist für uns alle ungewohnt. Es gibt 
keine Handlungsempfehlungen, wie in vergangenen 
Zeiten damit umgegangen wurde - so neu ist die Si-
tuation für uns alle. Da fand ich das Bild von Mike 
Mohring schon ganz gut mit dem Haus der Geduld. 
Ich war gestern dabei in Bad Blankenburg und Herr 
Holmer würde sich wahrscheinlich freuen, wenn die 
vielen Anmeldungen eingehen würden, 
 

(Beifall CDU) 
 
die dort ein Stück weit Besinnung üben und Geduld. 
Ich will das auch gar nicht abstreiten, auch dieser 
oder jener von uns, den man als Hitzkopf bezeich-
net, sollte sich auch dort mal eine Woche gönnen, 
keine Frage. 
 

(Beifall CDU) 
 
Die Allianz und deren Häuser sind offen für alle Men-
schen in diesem Land.  
 
Unsere Maßnahmen, meine Damen und Herren, 
müssen jetzt aber in erster Linie unbürokratisch und 
zweckdienlich sein. Genau das sind wir den Arbeit-
nehmern und Unternehmern im Freistaat schuldig. 
Wir müssen in dieser Situation einen kühlen Kopf 
bewahren; Panikmache und blinder Aktionismus nüt-
zen hier niemandem. Natürlich könnte man mit dem 
Blick auf die Erhard’schen Wege der sozialen Markt-
wirtschaft sagen, wir gehen ungewöhnliche Wege, 
aber ungewöhnlich wäre es auch, mitten im freien 
Fall den Fallschirm abzuwerfen - wer würde denn das 
tun. Das Bild ist übrigens in doppelter Weise zutref-
fend, denn unser Fallschirm ist in erster Linie Ver-
trauen, Vertrauen in die Menschen und unsere Un-
ternehmen, die Kammern und Verbände, Vertrauen 
in die soziale Marktwirtschaft. Verunsicherung und 
Misstrauen unter den Bürgern in die Wirtschaft wie 
auch der Unternehmer hingegen sind falsche Sig-
nale, die kontraproduktiv wirken. Dem werden wir mit 
gezielten Maßnahmen begegnen und Herr Reinholz 
hat es treffend vorgetragen, wir sind in Thüringen 
auf gutem Wege dazu.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, wir müssen uns 
ein paar Dinge hier und heute vor Augen halten. Die 
Lage ist sicher nicht das, was man als rosig bezeich-
net. Aber eine totale Katastrophe wird uns wohl auch 
nicht ereilen. Die ganze Situation ist schwer zu be-
urteilen. Es wird einfach kein Konsens gefunden, wie 
sich die konjunkturelle Lage in den nächsten Mo-
naten entwickeln wird; weil es nicht geht. Die Wachs-
tumsprognosen variieren stark. Gestern konnte man 
z.B. von der IHK Erfurt die ersten guten Nachrichten 
im neuen Jahr lesen. Trotz Wirtschaftskrise steigt der 
ifo-Geschäftsklimaindex überraschend zum ersten 
Mal seit Mai 2008. So überraschend ist das für mich 
nicht. Hier sorgt das zweite Konjunkturpaket der Bun-
desregierung für eine positive Stimmung. Dass der 
Bund damit Vertrauen in das Finanzsystem und Wirt-
schaftsabläufe herstellen und die Liquidität aufrecht-
erhalten kann, allein das rechtfertigt das Konjunk-
turpaket dieser Größe. Am Ende wird Deutschland 
mit dem Konjunkturpaket I und II und - im Deutsch-
landfunk, wir haben es gehört - 175 Mrd. € Liquidi-
tät für die Wirtschaft zur Verfügung stellen. Thüringen 
wird einen Beitrag von über 100 Mio. € leisten, das 
15-Mio.-Euro-Straßenbauprogramm pro Jahr noch 
nicht mitgerechnet. Viele Ökonomen und einige Po-
litiker stehen der Wirkung von staatlichen Konjunk-
turhilfen skeptisch gegenüber. Es ist richtig, auch 
ich habe noch im Novemberplenum vor vorschnel-
len staatlichen Konjunkturprogrammen gewarnt. Auch 
wenn Fragen bezüglich der realen Hilfen für unse-
ren gewerblichen Mittelstand im Zusammenhang mit 
dem Konjunkturpaket gestellt werden dürfen, ein 
solch massiver Liquiditätsschub für Wirtschaft und 
Verbraucher wird Wirkung zeigen und nach den Ret-
tungsmaßnahmen für die Banken waren wir das un-
seren Bürgern und der Wirtschaft gegenüber auch 
schuldig. Die Gesamtsituation hat es erfordert.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in diesem 
Zusammenhang lohnt sich deshalb ein Blick auf die 
Erfahrungen der tiefen Depressionen 1929 bis 1932. 
Die Symptomparallelen zur heutigen Krise, wie Im-
mobilienwertverlust, Börsencrash und Überproduk-
tion sind einerseits beängstigend. Dieser Tage stand 
z.B. im Handelsblatt, dass weltweit eine Überpro-
duktion von 27 Mio. Kraftfahrzeugen besteht. Mit wel-
chem Programm wollen wir dem begegnen. Der Feh-
ler war damals aus heutiger Sicht folgender: Die 
Notenbanken entzogen dem Finanzsystem Liquidi-
tät, indem die Geldmenge reduziert wurde in der 
Annahme, man könne die Überhitzung der Produk-
tion dämpfen. Der nun einsetzende Teufelskreis, kei-
ne Bankkredite, Rückforderung von Krediten durch 
die Banken, die Unternehmen bezahlten sich gegen-
seitig keine Rechnungen mehr, der Dominoeffekt war 
nicht mehr aufzuhalten, mit der Folge, das Brutto-
sozialprodukt Deutschlands schrumpfte in den drei 
Jahren auf die Hälfte. Die Arbeitslosigkeit stieg von 
1,4 Mio. auf über 6 Mio. Menschen. Von den poli-

tischen Folgen ganz abzusehen, die will ich hier 
und heute nicht kommentieren. Deshalb ist es mei-
ne feste Überzeugung, Vertrauen schaffen durch das 
Bereitstellen staatlicher Liquidität ist und bleibt für 
den jetzigen Zeitpunkt die zentrale Maßnahme die-
ser Zeit. Die Botschaft kann deshalb nur lauten, ge-
meinsam mit der gut aufgestellten deutschen Wirt-
schaft, mit unseren Menschen und allen gut meinen-
den Kräften in unserem Land werden wir diese Kri-
se meistern und die Ökonomen geben erste positi-
ve Signale für die Zeit nach einem schwierigen Jahr 
2009.  
 
Lieber Herr Kollege Dr. Schubert, Institute äußern 
sich eben auch anders, als Sie gerade vorgetragen 
haben. Straubhaar vom Hamburgischen Wirtschafts-
institut meint, dass es 2010 bereits wieder positive 
Wachstumsimpulse geben würde. Nach Ansicht von 
Prof. Sim vom ifo-Institut werden jedoch die Inflatio-
nen 2009 deutlich unter 1 Prozent sinken. Nach DIW-
Angaben ist der nächste Aufschwung in Deutsch-
land vorhersehbar. Ab Jahresende 2009 werde die 
Wirtschaft sich wieder etwas erholen. Für das laufen-
de Jahr erwartet das DIW zwar einen Rückgang des 
Bruttoinlandprodukts um etwas mehr als 1 Prozent, 
doch könne es am Ende des Jahres konjunkturell 
bereits wieder bergauf gehen, wenn auch nur leicht. 
2010 würde das Wachstum dann bei etwas mehr 
als 1 Prozent liegen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, für den 
Freistaat ist die Tatsache Fakt, dass sich unsere 
kleinteilige, vorrangig mittelständische Wirtschaft bis-
her als äußerst robust erwiesen hat. Noch im Novem-
ber ist die Industrieproduktion über den gesamten 
Jahreszeitraum über 5 Prozent gestiegen. Industrie-
beschäftigte sind um 7.000 Personen gestiegen. 
Wichtige andere Parameter nähern sich westdeut-
schen Ländern. Allerdings, die Exporte sind im No-
vember selbst um 20 Prozent eingebrochen. Natür-
lich darf man auch hier nicht verschweigen, dass 
nach aktuellen Umfragen etwa jeder zweite Unter-
nehmer auf den weiteren Jahresverlauf sehr kritisch 
blickt. Dennoch glauben viele Experten daran, dass 
Thüringen die Krise gut überstehen kann. Der Frei-
staat stemmt sich gegen die Krise, ein Bild, das 
kürzlich der IHK-Geschäftsführer von Erfurt prägte. 
Ich denke, unsere Unternehmer sind durch die Här-
ten des Strukturwandels der letzten 15 Jahre viel-
leicht etwas krisenfester als anderswo, das müssen 
wir doch akzeptieren. Ich vertraue unseren Thürin-
ger Unternehmern deshalb, weil sie sich mit ihrem 
ganzen Geschick, ihrem ganzen Mut, ihrer Entschlos-
senheit und ihrem Verantwortungsbewusstsein durch 
eine schwierige Situation des Strukturwandels ge-
schlagen haben.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Kon-
junkturprogramm der Bundesregierung hat eine deut-
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liche Infrastrukturdominanz. Für die mittelständische 
gewerbliche Wirtschaft außerhalb der Baubranche 
und des Handwerks ist auf den ersten Blick wenig 
Konkretes zu erkennen und das ist für die Wirtschafts-
politiker ein wenig ernüchternd. Umso wichtiger ist 
es, alle flankierenden Instrumente des Landes fle-
xibel und unbürokratisch bereitzustellen. Man muss 
damit rechnen, dass sich die Schwerpunkte in dem 
Verlauf der Krise ändern werden. Ich kann mir vor-
stellen, dass es am Anfang mehr Förderungen sein 
werden, den Personalkörper bei Auftragsrückgang 
zu halten, später aber, beim Wiederanspringen der 
Konjunktur, könnten es dann eher Betriebsmittel und 
Umlaufmittel sein. Deshalb müssen und können wir 
die Aktivitäten des Wirtschaftsministeriums hier nur 
noch einmal unterstreichen und begrüßen. Zu einem 
flexiblen Anwenden der vorhandenen Instrumente 
gehört aber auch, stringente Vergabe- und Beihilfere-
geln auf ein zeitlich begrenztes Aussetzen hin zu 
prüfen. Jetzt, liebe Kolleginnen und Kollegen, zahlt 
sich unsere Flexibilität bei den Vergaberichtlinien 
aus. Es ist gut, dass wir nicht dem Ruf nach einem 
streng regulierten Vergabegesetz der Opposition in 
den letzten Jahren gefolgt sind. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wir dürfen in dieser extremen, für die Zukunft ganz 
Europas wichtigen Zeit nicht Sklave unserer eige-
nen Regelungen sein. Damit schließe ich mit aller 
Vorsicht auch europäische Regelungen ein. Es ist 
entscheidend für mich, dass da, wo Unternehmen 
in Schieflage geraten sind, Maßnahmen ergriffen wer-
den, um helfend einzugreifen, und das ist schon viel-
fach geschehen. Ich nenne hier das Treffen von IHK, 
Thüringer Wirtschaftsministerium, TAB, Bürgschafts-
bank, LEG, GFAW und Agentur für Arbeit von En-
de Oktober. Sie haben ein umfangreiches Maßnah-
mepaket zur Unterstützung der durch die Krise be-
troffenen Unternehmen abgestimmt und ihre Pro-
gramme gebündelt. Im Dezember trafen sich die Wirt-
schaftsminister der Länder in Weimar und haben sich 
für weitere Impulse zur Stärkung der deutschen Wirt-
schaft ausgesprochen. Das konnte man der Pres-
se entnehmen. Ich fasse nur das Wesentliche zu-
sammen. Man war sich einig, dass angesichts des 
konjunkturellen Abschwungs weitere Maßnahmen 
zur Stabilisierung der Wirtschaft erforderlich seien. 
Darin wurde unter anderem eine Stärkung der Bin-
nennachfrage durch mehr öffentliche Investitionen 
vereinbart, das heißt zusätzliche Investitionen in Bil-
dung, Umwelt und Klimaschutz sowie das Vorziehen 
bereits geplanter Infrastrukturprojekte, vor allem im 
Verkehrsbereich und in den Bereichen Energiever-
sorgung und der kommunalen Infrastruktur. Weiterhin 
müssen wettbewerbsfähigen Unternehmen, die als 
Folge der Krise in Liquiditätsschwierigkeiten geraten 
seien, wirksame Hilfen bereitgestellt werden. Das 
alles ist in den letzten Wochen passiert.  

Ebenfalls noch im Dezember traf sich Wirtschafts-
minister Reinholz mit Vertretern von Banken und dem 
ostdeutschen Bankenverband, um über die Folgen 
der Finanzmarktkrise für die Thüringer Wirtschaft zu 
beraten mit dem Ziel, die Sicherstellung der Liqui-
dität für die Thüringer Wirtschaft, insbesondere die 
Automobil- und Automobilzulieferindustrie, zu gewähr-
leisten. Auch das Thema Bürgschaften ist hier und 
heute positiv zur Sprache gekommen. Erst gestern, 
ich hatte es schon gesagt, hat Wirtschaftsminister 
Reinholz ein neues Maßnahmepaket der Landes-
regierung zur Unterstützung der Wirtschaft verkün-
det. Sie haben es sicherlich registriert, aber Sie blen-
den es eben leider aus. Das ist genau der flexible 
Flankenschutz für unsere Unternehmen, vor allem 
auch mit Blick - und das ist wichtig - auf das zweite 
Halbjahr 2009 und 2010, wenn die Konjunktur wie-
der anspringt, ohne die Details zu wiederholen. Die-
ses Paket hat für uns, meine Damen und Herren, 
erhebliche Signalwirkung. Sie sehen also, auch wenn 
Sie, liebe Kollegen der Opposition - und dabei bli-
cke ich besonders nach rechts zu den LINKEN -, 
es nicht wahrhaben wollen, es wird gehandelt. Lan-
desregierung und Bund sitzen keineswegs so un-
tätig herum, wie Sie es gern polemisch verbreiten. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ein dritter und letzter Punkt, den ich noch anspre-
chen möchte, sind aktuelle und prognostizierte Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt. Diese Entwicklun-
gen lassen bei allen Problemen berechtigten Raum 
zur Hoffnung. Die Arbeitslosenquote im November 
blieb mit 9,9 Prozent zum zweiten Mal unter der 
10-Prozent-Marke. Herr Schubert, da kann man in 
die Historie gehen, das sind positive Erfolge und die 
kann man auch nicht wegreden. Bemerkenswert ist 
die nochmals gewachsene Zahl der freien Stellen, 
der deutliche Rückgang der Arbeitslosigkeit bei Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen und vor allem 
bei den Langzeitarbeitslosen. Ihre Zahl ist gegen-
über dem Vorjahr um 15.500 gesunken - und das ist 
in dem Bereich wirklich viel. Zwar ist die Arbeitslo-
senquote im Dezember wieder auf etwas über 
10 Prozent gestiegen, aber das war zu dem Zeitpunkt 
zum größten Teil eben auch saisonal bedingt. Auch 
müssen wir davon ausgehen, dass sich der Arbeits-
markt im kommenden Jahr eintrüben wird - völlig 
logisch. Grund zur Panik, meine Damen und Herren, 
besteht an dem Punkt nicht; wir müssen es aber 
ernst nehmen. Man kann natürlich auch sagen, dass 
der Anstieg der Arbeitslosigkeit von November zu 
Dezember doppelt so hoch ausgefallen sei wie 2007, 
wie Frau Leukefeld unlängst in der Presse verkün-
dete. Aber Sie sollten dann auch ehrlicherweise da-
zusagen, Frau Kollegin, dass die Quote immer weit 
unter dem Vorjahresmonat liegt und dass es Ende 
Dezember 2008 immerhin fast 18.000 weniger Ar-
beitslose waren als noch vor einem Jahr. So sieht 
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es jetzt auch im Januar aus. Herr Reinholz hat ja 
vorhin die Zahl genannt, 12,2 Prozent, aber im Blick 
auf das Vorjahr stellen wir fest, da waren es 13,1 Pro-
zent. Da verweise ich auf eine Prognose des IWH 
Halle, derzufolge die Arbeitslosenzahl im Osten im 
neuen Jahr sogar noch einmal um rund 30.000 Per-
sonen sinken werde. Die Bundesagentur für Arbeit 
rechnet beim Schrumpfen der Wirtschaft um ein hal-
bes Prozent mit lediglich 130.000 zusätzlichen Ar-
beitslosen. Nun muss man die Zahl ein Stück weit 
interpretieren. 130.000 zusätzliche Arbeitslose sind 
natürlich viel. Diese Zahl ist aber vor dem Hintergrund 
zu sehen, dass in Deutschland noch nie so viele Men-
schen einer Beschäftigung nachgegangen sind wie 
jetzt, nämlich 40,5 Millionen. Es gibt, meine Damen 
und Herren, in Deutschland zurzeit 1 Mio. offene 
Stellen. Auch das dürfen wir nicht ausblenden. Aber - 
und das ist eben auch Fakt - gerade in der Auto-
mobilzulieferbranche haben wir im Freistaat ernst-
hafte Probleme. Hier gilt es, dringend zu helfen und 
ein Signal an die Beschäftigten und an die Unter-
nehmen zu schicken. Auch dazu hat Herr Reinholz 
Ausführungen gemacht. Ausreichende arbeitsmarkt-
politische Instrumente - und da bleiben wir bei un-
serer Aussage - stehen in ausreichender Masse zur 
Verfügung, auch wenn das immer wieder von der 
Opposition ausgeblendet wird. Auch im sogenann-
ten Non-Profit-Bereich wird und wurde gehandelt. Ich 
verweise hier auf das Projekt „Pro Arbeit“. Es läuft 
sehr gut. Ich denke, dieses Projekt ist ausreichend, 
um in diesem Bereich tätig zu werden und uns in 
dem Bereich zu helfen.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielfach wird bei 
der Krise auch von Chance gesprochen. Ich sehe 
das auch so. Neben der Neuausrichtung und Neu-
strukturierung der Unternehmen, wo dies nötig ist, 
kann sich auch die Gesellschaft z.B. energetisch 
umbauen. Energiekosten zu sparen, hilft am Ende 
die Kaufkraft zu stärken, um nur ein Gesellschafts-
feld zu nennen. Herr Reinholz hat vorhin darauf hin-
gewiesen, 18 Landesprogramme sind hier am Markt. 
Ich denke, auch da sind wir auf gutem Wege.  
 
Noch ein Wort zur Qualifizierungsoffensive: Auf die 
Kombination von Kurzarbeit und Qualifizierung ist 
schon vielfach in den letzten Tagen eingegangen 
worden. Ich brauche nicht zu wiederholen, wie wich-
tig gerade diese Förderung für die Fachkräftesitua-
tion im Freistaat ist. Wer als junger, gut ausgebil-
deter Fachmann in der Krise seine Arbeit verliert, 
ist wahrscheinlich auch für Thüringen verloren. Be-
schäftigte zu halten und zu qualifizieren ist meiner 
Ansicht nach mindestens genauso wichtig wie eine 
Belebung der Nachfrage durch öffentliche Investi-
tionen. Es ist daher sinnvoll, wenn bei Kurzarbeit die 
Arbeitgeberanteile der Sozialabgaben für mittelstän-
dische Betriebe befristet durch die öffentliche Hand 
übernommen und aus Steuermitteln gezahlt werden - 

eine Forderung, die wir bereits im Dezember erho-
ben haben. Auf diese Weise können Entlassungen 
und die Abwanderung von Fachkräften vorerst ver-
mieden werden. Die Kombination von Kurzarbeit und 
Qualifizierung wird durch das zweite Konjunkturpa-
ket der Bundesregierung für Unternehmen zudem 
attraktiver. Laut Beschluss der Bundesregierung wer-
den den Arbeitgebern 2009 und 2010 die von ihnen 
bei Kurzarbeit bisher ganz zu tragenden Sozialab-
gaben zur Hälfte erstattet. Für Zeiten der Qualifizie-
rungen während der Kurzarbeit können den Unter-
nehmen auf Antrag auf Sozialabgaben die Sozial-
abgaben komplett erlassen werden. Wir können jetzt 
nur bei den Thüringer Betrieben werben, diese An-
gebote auch zu nutzen.  
 
Liebe Kollegen der SPD, Ihr Antrag ist sehr wohl 
ambitioniert, aber - und das ist nun einmal so - er 
hat sich in unserer schnelllebigen Zeit vor der Zeit 
selbst überholt. Wir werden ihn deshalb ablehnen.  
 
Anders sieht es bei den Anträgen der Linkspartei 
aus. Ich kann hier nur sagen, sparen Sie sich in Zu-
kunft bitte Ihre Panikmache. Die Bürger reagieren 
besonnen, das haben uns die letzten Monate ge-
zeigt. Sie lassen sich von Ihnen nicht verrückt ma-
chen, auch wenn Sie das immer wieder aufs Neue 
ärgert.  
 

(Beifall CDU) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, unser 
Staatskanzleiminister hat es gesagt, wir Länder ste-
hen in einer besonderen Verantwortung, denn es 
sind gerade Einrichtungen in den Ländern und den 
Kommunen, in die investiert werden soll, in Hörsä-
le, Klassenzimmer, Jugendhäuser oder Krankenhäu-
ser. Länder und Kommunen kennen ihre Verantwor-
tung, wenn es darum geht, nachhaltig zu investie-
ren. Es darf keinen Reibungsverlust und kein Kirch-
turmdenken bei der Umsetzung dieses Programms 
geben. 400 Mio. € können unser Land weiter voran-
bringen und noch zukunftsfester machen. Wir dür-
fen das nicht verspielen.  
 
Wie schon ausgeführt, die Lage erfordert rasches und 
unbürokratisches Handeln. Alle Maßnahmen müssen 
das Ziel haben, Thüringen weiter zukunftsfest zu ge-
stalten; denn es geht um die Zeit danach, also um 
Nachhaltigkeit. Deshalb ist verantwortungsvolles He-
rangehen so wichtig. Die Erhaltung von Arbeitsplät-
zen und Investitionen in die Zukunft muss das Cre-
do sein. Wir müssen Sorge tragen, dass jeder Euro 
schnell in die neuen Projekte geht und damit Aufträge 
für Handwerker und mittelständische Unternehmen 
in den Regionen auslöst. Wir nehmen als Länder 
Geld in die Hand, was wir glücklicherweise noch ha-
ben, das wir noch drauflegen. Noch einmal die Kas-
se aufzumachen, ist für uns, die Länder, genauso 
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hart wie für den Bund. Unser Ziel besteht immer 
noch, schuldenfreie Haushalte vorzulegen und ab 
2011 in die Tilgung zu gehen. Daran werden wir hier 
in diesem Hause festhalten. Wir brauchen deshalb 
eine wirksame Schuldenbremse, die ja angekündigt 
wurde. Der Deutschlandfonds hilft Unternehmen und 
baut eine Brücke. Damit kommen sie hoffentlich über 
die bevorstehende Durststrecke. Die Gratwanderung 
allerdings besteht hier darin - und das sage ich ganz 
deutlich -, der Staat kann am Ende niemals der bes-
sere Unternehmer sein. Denn im Gegensatz zur 
Weltwirtschaftskrise 1929, die ich vorhin erwähnte, 
die soziale Marktwirtschaft funktioniert. Wir können 
auf sie vertrauen, auch wenn im Detail umgebaut 
werden muss. Weniger Shareholder, mehr Ethik und 
Haftung im Wirtschaftsleben, Herr Huster, das sind 
die Lehren, die wir alle ziehen sollten.  
 
Eines möchte ich an dieser Stelle zum Schluss noch 
loswerden, weil sie auch das angesprochen haben. 
Bei allem, was derzeit über Banken gesagt wird, ist 
es mir hier und heute wichtig, einmal die Sparkas-
sen und Volksbanken für ihren transparenten Um-
gang mit Krediten und dem verantwortungsbewuss-
ten Handeln mit dem Geld ihrer Kunden vor und wäh-
rend der Krise zu loben. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt frage ich mal in Richtung Abgeordnete: Möchte 
noch jemand das Wort ergreifen? Herr Abgeordne-
ter Kuschel für die Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, eine wichtige Lehre aus dieser Finanzkrise 
und auch aus der heutigen Diskussion müsste zu-
mindest darin bestehen, dass die CDU sich jetzt end-
lich von ihrem Alleinvertretungsanspruch hinsichtlich 
der Lösung von anstehenden Problemen verabschie-
det. Darauf hat Herr Mohring selbst verwiesen, dass 
er diesen Anspruch nicht mehr erhebt, denn er hat 
hier im Plenum zum runden Tisch eingeladen. Run-
der Tisch heißt, dass aus den verschiedenen Kon-
zepten und Meinungen letztlich die besten Lösun-
gen gefunden werden sollen. Wir begrüßen aus-
drücklich diesen Sinneswandel, denn in der letzten 
Plenarsitzung im Dezember hat sich ein solcher Sin-
neswandel nicht angekündigt. Die CDU hatte nicht 
einmal den Mut, unseren Gesetzentwurf zur Stär-
kung der Investitionskraft der Kommunen zur Diskus-
sion an die Ausschüsse zu überweisen. Wir entneh-
men jetzt, dass Sie dazu bereit sind. Deswegen stel-
len wir erneut den Antrag, unseren Gesetzentwurf 
an den Innen- und Haushaltsausschuss zu überwei-
sen. Herr Mohring und seine Fraktion können dann 

an dieser Frage beweisen, ob Sie Ihren Worten auch 
mal Taten folgen lassen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Frak-
tionsvorsitzende der Regierungsfraktion hat hier in 
der Debatte mehrfach das sogenannte Verschul-
dungsverbot aufgerufen und hat gesagt, die CDU 
ist dafür, das in irgendeiner Art und Weise zu regeln, 
entweder verfassungsmäßig oder auch in „einfachen“ 
Gesetzen. Es ist schon erstaunlich, dass die Fraktion 
und die Partei, die für 15 Mrd. € Schulden in Thü-
ringen verantwortlich ist, jetzt diese Diskussion so 
verschärft führt in einer Situation, wo zumindest auf 
Bundesebene eine solche Zielstellung jenseits je-
der Realität ist. Dort wird von neuen Rekordverschul-
dungen gesprochen.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das 
sagt der SED-Genosse; das darf doch 
nicht wahr sein.)  

 
Ich halte es für erforderlich, nicht vorrangig von ei-
nem Verschuldungsverbot zu reden, sondern darü-
ber zu reden, wie wir Daseinsvorsorge künftig inhalt-
lich ausgestalten und ausrichten wollen, weil sich 
daran dann festmachen wird, inwieweit die öffent-
liche Hand zu finanzieren ist. In einer solchen Dis-
kussion kann man auch darüber reden, in welchen 
Bereichen der Markt wirken sollen und in welchen 
Bereichen der Markt offensichtlich versagt. Man kann 
in einer solchen Diskussion auch über Eigentums-
strukturen diskutieren. Da verstehe ich überhaupt 
nicht, weshalb die CDU, aber auch Teile der SPD 
immer wieder das Schreckgespenst bedienen, dass 
durch eine Verstaatlichung die Gesellschaft derart 
grundlegend verändert oder sogar überwunden wer-
den würde. Ich darf in dem Zusammenhang verwei-
sen, dass wir Bereiche haben, wo öffentliches Eigen-
tum sehr wohl sehr dominant ist und der Beleg er-
bracht wird, dass damit wichtige Aufgaben sowohl 
der Daseinsvorsorge, aber auch am Markt realisiert 
werden. Da ist der Finanzsektor mit den Sparkas-
sen, Herr Günther hat in seinem letzten Teil darauf 
verwiesen. Hätten wir die Sparkassen nicht und die 
Genossenschaftsbanken, wäre wahrscheinlich die 
Finanzkrise noch gravierender. Die Sparkassen sind 
öffentliches Eigentum, selbst die Genossenschaf-
ten sind eine Eigentumsform, der wir sehr nahe ste-
hen. Oder ich darf an den Bereich der Wohnungs-
wirtschaft erinnern. Die Wohnungsunternehmen leis-
ten schon seit Jahren einen wichtigen Beitrag zur 
Belebung der Konjunktur in Thüringen, denn sie ha-
ben in Millionenhöhe investiert und diese Investitio-
nen sind im Regelfall hier in Thüringen geblieben 
und nicht europaweit ausgeschrieben worden. Ich 
darf auch an die Erfolgsgeschichte der Stadtwerke 
erinnern. Auch die spielen im Rahmen der Regio-
nalisierung von Wirtschaftskreisläufen eine wichti-
ge Rolle. Das sind Beispiele, bei denen sich zeigt, 


